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IN KÜRZE

Klares „Ja“
für Fusion

BEERFELDEN � Deutliches „Ja“
beim Bürgerentscheid im
südlichen Odenwaldkreis:
Die Kommunen Beerfelden,
Rothenberg, Sensbachtal und
Hesseneck wollen eine ge-
meinsame Stadt bilden. Eine
klare Mehrheit stimmte am
Sonntag für die Fusion: 88,5
Prozent in Beerfelden, 71,4
Prozent in Rothenberg, 71,3
Prozent in Sensbachtal und
88,7 Prozent in Hesseneck. In
etwa zwei Jahren könnte die
neue Stadt mit rund 10200
Einwohnern im Odenwald
entstehen. Sie wäre mit 165
Quadratkilometern flächen-
mäßig die drittgrößte Stadt
in Hessen. Ein möglicher
Name: „Oberzent“. � dpa

Fünf Esel in
Ausflugslaune

GRIESHEIM �  Fünf entlaufene
Esel haben in Griesheim
(Kreis Darmstadt-Dieburg)
Verkehrsteilnehmer er-
schreckt und die Polizei auf
Trab gehalten. Wie die Polizei
gestern mitteilte, waren die
Tiere am Sonntagabend von
ihrer Weide ausgebrochen
und auf den umliegenden
Straßen unterwegs. Dort
stieß ein Autofahrer leicht
mit einem der Esel zusam-
men, ein größerer Schaden
entstand jedoch nicht. Die
Ausreißer wurden nach ih-
rem kleinen Ausflug mit Hil-
fe ihres Besitzers eingefan-
gen und zurück auf ihre Wei-
de gebracht. � dpa

Lotto
Gewinnklassen 1: unbesetzt
Jackpot: 4 518 674,80 Euro
2: 1 x 2 591 547,70 Euro
3: 93 x 9 513,10 Euro
4: 668 x 3 973,30 Euro
5: 4 879 x 181,30 Euro
6: 42 060 x 42,00 Euro
7: 91 426 x 19,30 Euro
8: 781 837 x 10,10 Euro
9: 688 866 x 5,00 Euro

6 aus 45
Gewinnklasse 1: unbesetzt
Jackpot: 359 453,60 Euro
2: unbesetzt 17 473,40 Euro
3: 17 x 552,50 Euro
4: 1 291 x 14,50 Euro
5: 1 707 x 5,50 Euro
6: 16 493 x 1,80 Euro

Spiel 77
Gewinnklasse 1: unbesetzt
Jackpot: 7 688 346,40 Euro
2: 5 x 77 777,00 Euro
3: 40 x 7 777,00 Euro
4: 540 x 777,00 Euro
5:  5 279 x 77,00 Euro
6:  53 064 x 17,00 Euro
7: 573 207 x 5,00 Euro

13er-Wette
Gewinnklasse 1: unbesetzt
Jackpot:  283 693,60 Euro
2: 7 x 12 876,30 Euro
3: 103 x 875,00 Euro
4: 1 030 x 109,30 Euro

Keno-Zahlen
Ziehung vom 7. 3.
11, 16, 19, 26, 28, 33, 37, 42, 44,
45, 46, 47, 48, 53, 55, 57, 63, 64,
65, 67
Plus 5: 0 0 1 9 7
(Angaben ohne Gewähr)

GEWINNQUOTEN

„Lärmpausen sind Kosmetik“
Herbe Kritik von Main-Kinzig-Kreis, Hanau, Maintal und Neu-Isenburg an Konzept für leiseren Flughafen

HANAU/FRANKFURT �  Der
Main-Kinzig-Kreis sowie die
Städte Hanau, Maintal und Neu-
Isenburg wenden sich gemein-
sam gegen das Lärmpausenmo-
dell, das derzeit am Frankfurter
Flughafen getestet wird und
demnächst in den Regelbetrieb
übernommen werden soll. Beim
Lärmpausenkonzept werden
spätabends und frühmorgens
die An- und Abflüge auf be-
stimmten Bahnen konzentriert,
um lärmbelastete Gegenden um
den Flughafen zeitweise zu ent-
lasten.

Einen Tag, bevor die Flug-
lärmkommission ihre Hal-
tung zu dem seit dem Früh-
jahr 2015 praktizierten Lärm-
pausenkonzept vorlegen will,
fordern die Kritiker der Rege-
lung ein „echtes Nachtflug-
verbot in der Zeit zwischen
22 und 6 Uhr ohne Ausnah-
men“. Man befürchte, dass
sich die hessische Landesre-
gierung mit den „Lärmpau-
sen“ ihrer Verpflichtung ent-
ledige, für eine spürbare
Lärmentlastung ihrer Bürger
zu sorgen. Das Verfahren sei
reine „Kosmetik“, täusche die
Menschen und bringe un-
term Strich nichts.

„Es wird nicht leiser, statt-
dessen leiden viele Kommu-
nen unter einer Mehrbelas-
tung. Die Lärmpausen sind
nicht der große Wurf, erklär-
ten Bürgermeister Herbert
Hunkel (Neu-Isenburg/partei-
los), die Stadträte Andreas Ko-
wol (Hanau/Grüne) und Ralf
Sachtleber (Maintal/parteilos)
sowie die Erste Kreisbeige-
ordnete Susanne Simmler
(SPD) nach einem Treffen im
Hanauer Rathaus.

In Neu-Isenburg führe das
erprobte Lärmpausenmodell
dazu, dass 10900 Menschen
morgens im Süden entlastet
und dafür 18100 Menschen

im Norden abends zusätzlich
mit Lärm belastet würden, so
Hunkel. Die zuständigen De-
zernenten würden sich in der
Sitzung der Fluglärmkom-
mission am morgigen Mitt-
woch gegen das Modell im
Regelbetrieb aussprechen,
hieß es. Man gehe allerdings
davon aus, dass eine Mehr-
heit für die Fortführung des
Lärmpausenmodells und ei-
nen Übergang in den Regel-
betrieb stimmen werde.

„Wir werden die Lärmpau-
sen weiterhin daraufhin
überprüfen, wie sich der
Lärm durch dieses Modell
verteilt und entwickelt. Von

einer ‘Pause’ im worteigenen
Sinne kann jedenfalls nicht
gesprochen werden“, heißt
es in einer gemeinsamen
Pressemitteilung des Kreises
und der drei Kommunen.

Die Verfasser der Protestno-
te kritisieren, dass wenige
Tage vor der Abstimmung
nicht einmal alle Lärmmess-
werte aus dem weiteren Um-
land wie zum Beispiel aus Ro-
denbach und Erlensee vorlie-
gen würden. Das passe „zum
bisherigen Scheuklappen-
Modus des Verkehrsministers
Tarek Al-Wazir (Grüne) und
der Deutschen Flugsiche-
rung“. Der Lärmteppich wer-

de verschoben, ohne die jetzt
stärker belasteten Gebiete
mit in den Fokus zu nehmen.
Oft lägen diese auch weiter-
hin außerhalb der Schutzzo-
nen. Dies führe dazu, dass Ha-
nauer, Maintaler, Erlenseer,
Rodenbacher und viele ande-
re keinen Anspruch auf
Schallschutz oder Entschädi-
gung aus dem hierfür gebil-
deten Regionalfonds hätten,
sondern nur diejenigen, die
sich innerhalb der Lärm-
schutzbereiche befinden.

Hanau, Neu-Isenburg, Main-
tal und der Main-Kinzig-Kreis
fordern, die Lärmpausen
wenn sie schon in den Regel-

betrieb übernommen wür-
den, hoheitlich durch den Ge-
setzgeber zu sanktionieren.
„Die Bürger verlangen nach
klaren und nachvollziehba-
ren gesetzlichen Regelungen,
wie das bei den anderen Flug-
verfahren zwingend vorge-
schrieben ist. Von einfachen
Absichtserklärungen oder
Verträgen zur Lärmentwick-
lung wollen sie zu Recht
nichts hören. Wir brauchen
eine Entlastung qua Gesetz,
klar definierte Lärmbegren-
zungen und ein Überwa-
chungsverfahren, fordern
Hunkel, Kowol, Sachtleber
und Simmler. � mic

Einen Tag, bevor die Fluglärmkommission über das Konzept der „Lärmpausen“ berät, machen der Main-Kinzig-Kreis sowie mehrere Städ-
te Front gegen die Regelung. Sie soll zu einer faktischen Verlängerung des Nachtflugverbots führen. �  Foto: dpa

TREND-TABELLE
LAND HESSEN

Stadtverordnetenwahlen in den hessi-
schen kreisfreien Städten sowie Kreis-
wahlen. Die Trend-Tabelle zeigt die sechs
stärksten Parteien. Stimmzettel ohne Lis-
tenkreuz sind noch nicht ausgewertet.
Wahlbeteiligung: 48 % (+0,3 %)

Parteien % +/-

CDU 28,2 % -5,5%

SPD 28,0 % -3,5%

AfD 13,2 % ---

Grüne 11,6 % -6,7%

FDP 6,3 % +2,4%

Linke 3,7 % +1,0%

Entschädigung
gibt’s leichter

FRANKFURT � Hauseigen-
tümer in der so genann-
ten Tagschutzzone 1 am
Frankfurter Flughafen ha-
ben nach dem Fluglärm-
gesetz Anspruch auf Ent-
schädigung für die durch
Lärm eingeschränkte Nut-
zungsmöglichkeit zum
Beispiel von Balkonen,
Terrassen oder Gärten. In
der Tagschutzzone 1 lie-
gen in der Region ledig-
lich Teile des nördlichen
Neu-Isenburg.

Jetzt hat das Verkehrs-
ministerium mit Fraport
und dem Regierungspräsi-
dium in Darmstadt ein
vereinfachtes Verfahren
der Wertermittlung und
Begutachtung entwickelt.
Dabei wird jede Immobi-
lie einzeln bewertet, es
gibt keine pauschalen
Entschädigungen mehr.

Das ursprünglich vorge-
sehene Verfahren war auf-
wändig, hätte in vielen
Fällen zu Verzögerungen
und zu hohen Kostenrisi-
ken für die Hauseigentü-
mer geführt. „Im ungüns-
tigsten Fall sie auf diesen
Kosten sitzen geblieben.
Denn die Gutachterkos-
ten müssen von der Fra-
port nur übernommen
werden, wenn der ermit-
telte Wert den pauschal
im Gesetz angenomme-
nen Wert überschritten
hätte“, so Verkehrsminis-
ter Tarek Al-Wazir (Grü-
ne). Mit ersten Bescheiden
sei ab April zu rechnen.
Die Auszahlung der Ent-
schädigung beginne im
Oktober. Infos beim Re-
gierungspräsidenten un-
ter �  06151 123144 oder
06151 123103. � mic
➔ https://rp-darmstadt.
hessen.de; Planung-Verkehr/
Verkehr/Luftverkehr/
Bauliche Schallschutzmaß-
nahmen

Die AfD will enger mit Freien-Wählern-Gruppen kooperieren, sagte
gestern Vorstandssprecher Peter Münch. Die Freien Wähler aber
wollen dies nicht. �  Foto: dpa

„Den Etablierten
eine mitgeben“

Parteien sehen die Schuldigen für Wahlerfolg der AfD in Berlin
WIESBADEN �  Für Hessens
Spitzenpolitiker sind die
emotionale Flüchtlingsdebat-
te und der Streit in der Gro-
ßen Koalition in Berlin über
die Asylpolitik die Haupt-
gründe für den großen Zu-
spruch der Bürger für die
rechtspopulistische AfD.
„Wir hatten eine klassische
Protestwahl“, sagte Minister-
präsident Volker Bouffier
(CDU) gestern in Wiesbaden.
Landespolitische Aspekte
hätten bei der hessischen
Kommunalwahl keine ent-
scheidende Rolle gespielt.

„Es ging vor allem darum,
den etablierten Parteien eine
mitzugeben“, sagte auch SPD-
Generalsekretärin Nancy Fae-
ser. Beide Politiker machten
die fortwährenden Auseinan-
dersetzungen über den Kurs
in der Flüchtlingspolitik zwi-
schen CDU und SPD im Bund
mitverantwortlich für das Er-
gebnis in Hessen. Nach Ein-
schätzung von Faeser haben
die Menschen das Vertrauen
in die etablierten Parteien
derzeit verloren. Die General-
sekretärin forderte kurz vor
den Urnengängen in Rhein-
land-Pfalz, Baden-Württem-
berg und Sachsen-Anhalt ein
Ende der Streitereien der von
CDU und SPD geführten Bun-
desregierung. Ähnlich äußer-
te sich Grünen-Chef Kai Klo-
se: „Die Große Koalition in
Berlin strahlt Unsicherheit
aus, dadurch dass sie alle
zwei Tage neue Vorschläge
durchs Dorf treibt.“

Die Vorsitzende der Linken-
Landtagsfraktion, Janine
Wissler, machte dafür auch
die Wahlkämpfe der etablier-
ten Parteien verantwortlich.
Der AfD könne man nicht das
Wasser abgraben, indem man

ihre Parolen übernimmt. Für
die FDP ist der erste Wahl-
trend dagegen auch ein
Denkzettel für viele Bereiche
der schwarz-grünen Landes-
politik. FDP-Generalsekretä-
rin Nicola Beer setzt nach der
Hessenwahl mit Zuwächsen
für die Liberalen auf Rücken-
wind für die Entscheidungen
in Mainz, Stuttgart in Magde-
burg.

Nach Einschätzung des Poli-
tologen Wolfgang Schroeder
wird es kein schnelles Ende
des AfD-Erfolges geben. Die
Partei sei in der Mitte der Ge-
sellschaft angesiedelt, sagte
der Politikprofessor von der
Universität Kassel. In eine
Reihe mit den Republika-
nern, der NPD oder der DVU
könne die AfD daher nicht ge-
stellt werden. Die Flücht-
lingsdebatte werde zudem
noch längere Zeit ein bestim-
mendes Thema bleiben.

Für die drei Landtagswah-

len rechne er mit einem Ein-
zug der AfD in die Parlamen-
te. Der Trend der hessischen
Kommunalwahl könne zur
Folge haben, dass sich noch
mehr unzufriedene Bürger
trauten, die Partei zu wählen.
Er könne aber auch ein Weck-
ruf für die etablierten Partei-
en sein, ihre Anhänger zu
mobilisieren.

Die Trendergebnisse für
Hessen sehen die CDU mit
landesweit 28,2 Prozent wei-
ter als stärkste Partei, knapp
vor der SPD mit 28,0 Prozent.
Drittstärkste Kraft im Land
wird demnach die Alternative
für Deutschland (AfD) mit
13,2 Prozent. Die Grünen
kommen auf 11,6 Prozent
und verzeichnen mit einem
landesweiten Minus von 6,7
Prozentpunkten den größten
Verlust aller Parteien.

Die CDU verliert im Ver-
gleich zur Kommunalwahl
vor fünf Jahren 5,5 Punkte,
die SPD 3,5 Punkte. Dagegen
erholte sich die FDP deutlich
und bekam landesweit 6,3
Prozent der Stimmen (plus
2,4), die Linke lag bei 3,7 Pro-
zent (plus 1,0). Die Wahlbetei-
ligung betrug 48,0 Prozent
und war damit kaum höher
als vor fünf Jahren (47,7 Pro-
zent).

Nach Einschätzung der For-
schungsgruppe Wahlen
(Mannheim) lässt das Trend-
ergebnis aber noch keine
endgültigen Schlüsse zu. Die
vorliegenden Zahlen begüns-
tigten die AfD, da die kumu-
lierten und panaschierten
Stimmen noch nicht berück-
sichtigt seien. Aber auch bei
Verschiebungen werde sich
nichts am „deutlich positi-
ven“ Abschneiden der Rechts-
populisten ändern. � dpa

Freie Wähler geben
der AfD einen Korb
Keine Kooperation mit „Ein-Programm-Partei“

FRANKFURT/GIESSEN � Die
Freien Wähler in Hessen wol-
len nicht mit der AfD koope-
rieren. „Eine Zusammenar-
beit mit der AfD, wie von den
Rechtspopulisten gewünscht,
wird es mit uns ,Freie Wäh-
ler’ nicht geben“, teilte der
Landesvorsitzende Rudolf
Schulz gestern Abend mit.
Die „Ein-Programm-Partei“
scheine Verbündete bei er-
fahrenen Kommunalpoliti-
kern zu suchen, werde bei
den Freien Wählern aber
nicht fündig, so Schulz wei-
ter.

Nach ihrem Erfolg bei der
hessischen Kommunalwahl
hatte die AfD an Kooperatio-
nen mit Freien-Wähler-Grup-
pen gedacht. Gemeinsame
Fraktionen in einzelnen Ge-
meinden seien denkbar, sag-

te AfD-Vorstandssprecher Pe-
ter Münch gestern. Probleme
mit der Besetzung der Sitze
werde es für seine Partei aber
nicht geben. Die AfD, die
nach dem Trendergebnis 13,2
Prozent der Stimmen holte,
hat landesweit rund 750 Kan-
didaten aufgestellt.

Mit den Freien Wählern
sieht Münch viele Gemein-
samkeiten, da auch die AfD
für eine Wiederherstellung
der Handlungsfähigkeit der
Kommunen sei. Es könne
nicht sein, dass immer mehr
Gemeinden in Hessen finan-
zielle Hilfe vom Land in An-
spruch nähmen mit entspre-
chend scharfen Auflagen. Die
AfD habe am Sonntag aber
auch maßgeblich als „Protest-
partei“ gewonnen, räumte
Münch ein. � re/dpa

Viel mehr
Platz zum
Einkaufen

FRANKFURT � Das Hessen-Cen-
ter im Frankfurter Stadtteil
Bergen-Enkheim wird erwei-
tert. Wie die Stadt Frankfurt
gestern mitteilte soll der seit
den 1970er-Jahren bestehen-
de Einkaufskomplex am
Ende der A 66 deutlich wach-
sen: Geplant ist eine Vergrö-
ßerung der Verkaufsfläche
von derzeit 39100 auf 53000
Quadratmeter. Einem Be-
schluss des Magistrats zufol-
ge wird deshalb für das Ge-
biet rund um das Einkaufs-
zentrum ein neuer Bebau-
ungsplan aufgestellt. Das
Hessen-Center nehme eine
wichtige Versorgungsfunkti-
on für das östliche Stadtge-
biet und die Umlandgemein-
den ein. Ziel sei es, den Stand-
ort des Hessen-Centers lang-
fristig zu sichern und gegebe-
nenfalls in verträglichem
Umfang zu erweitern.

Der Betreiber des Hessen-
Centers, die Hamburger ECE-
Projektmanagement-Gesell-
schaft, beabsichtigt eine Um-
strukturierung und Erweite-
rung. Dabei sollen die sanie-
rungsbedürftigen Parkplatz-
flächen abgerissen und in
„gestapelter Bauweise“ neu
errichtet werden. Danach
wird die Verkaufsfläche er-
weitert. „Die ECE als Betrei-
ber des Centers sowie die In-
vestoren sehen angesichts
der wachsenden Konkurrenz
von überregional ausstrah-
lenden Einzelhandels- und
Dienstleistungszentren wie
dem Main-Taunus-Zentrum
in Sulzbach oder dem Forum
Hanau in Hanau die Notwen-
digkeit, den Standort des Hes-
sen-Centers Frankfurt städte-
baulich aufzuwerten und
funktional zu stärken“, sagte
Sprecher Christian Stamerjo-
hanns auf Anfrage unserer
Zeitung. Man freue sich über
die Entscheidung des Magis-
trats. � mic

Gegen Senkung
der Gebühren

FRANKFURT �  Der Verwal-
tungsrat des Hessischen
Rundfunks (hr) lehnt die vor-
geschlagene Senkung des
Rundfunkbeitrags ab. In ei-
ner Resolution appellierte
das Aufsichtsgremium an die
Länder, die Gebühren unver-
ändert zu lassen, wie der hr
mitteilte. Stattdessen sollen
Beitragsüberschüsse wie bis-
her in einer Rücklage gesam-
melt werden. Die Kommissi-
on zur Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Sender (KEF) hat-
te den Ländern empfohlen,
die Beitragszahler wegen
Mehreinnahmen zu entlas-
ten. Danach soll der monatli-
che Betrag pro Haushalt ab
2017 um 29 Cent auf 17,21
Euro sinken. � dpa


